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Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Mannheim vom 23. Juni 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand

Streitig sind AnsprÃ¼che auf Verletztenrenten wegen der Folgen von zwei
ArbeitsunfÃ¤llen aus dem Jahr 2011.

Der 1990 geborene KlÃ¤ger stand bei dem damaligen Zweitligisten der
FuÃ�ballbundesliga K1 Sportclub (K1) als Lizenzspieler unter Vertrag.

1. Nach dem Durchgangsarztbericht vom 24.01.2011 von T1/P1/K2, in A1, zog sich
der KlÃ¤ger am 21.01.2011 beim AufwÃ¤rmtraining und einem ZusammenstoÃ� mit
einem Mitspieler eine Fraktur des Nasenbeins zu. Es zeigte sich bei der
Untersuchung 21.01.2011 eine ca. 1,5 cm lange Platzwunde, quer verlaufend Ã¼ber
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den NasenrÃ¼cken, es bestand keine Bewusstlosigkeit, keine Ã�belkeit, kein
Erbrechen, kein Schwindel, aber deutliches Nasenbluten. Die Nase wirkte gerade, es
fanden sich keine DrucK1hmerzhaftigkeit der Nervenaustrittspunkte und keine
neurologischen AusfÃ¤lle bei leicht- bis mittelgradigen Kopfschmerzen, die HWS war
frei beweglich und ohne DrucK1hmerz.

H1, StÃ¤dtisches Klinikum K3 beschrieb nach einer Untersuchung des KlÃ¤gers am
24.01.2011 eine Ã¤uÃ�erlich versorgte, reizlose Platzwunde und sonst feste Nase,
eine Septumdeviation nach links, Leiste rechts, ohne HÃ¤matom und gab an,
Unfallfolge sei eine Platzwunde, nicht aber die Septumdeviation. Der KlÃ¤ger sei mit
Gesichtsmaske arbeitsfÃ¤hig.

Der Mannschaftsarzt des K1, S1, teilte unter dem 31.01.2011 mit, der KlÃ¤ger
nehme mit Gesichtsmaske seit dem 26.01.2011 wieder am Trainingsbetrieb teil.
Nach einem erneuten Schlag auf die Gesichtsmaske am 29.01.2011 mit erneuten
Schmerzen habe er das Training abgebrochen.

2. Am 23.09.2011 erhielt der KlÃ¤ger bei einem Trainingsspiel einen Schlag auf die
Nase und zog sich nach dem H-Arzt-Bericht des S1 vom 18.10.2011 eine Prellung
der Nase mit oberflÃ¤chlicher SchÃ¼rfung zu. Danach bestand ein Druckschmerz
im Bereich des Nasenbeins und der Nasenwurzel. Klinisch fand sich kein Hinweis
fÃ¼r eine InstabilitÃ¤t, die Atmung war nicht wesentlich beeintrÃ¤chtigt, es bestand
auch kein Nasenbluten.

Eine aufgrund fortbestehender Beschwerden erfolgte bildgebende Untersuchung
ergab nach dem Bericht des S1 vom 18.10.2011 im RÃ¶ntgenbild eine knÃ¶cherne
Absprengung im Bereich der Nasenwurzel/Nasenbein.

Weitere Befunde im Zusammenhang mit diesen UnfÃ¤llen sind nicht zur Akte
gelangt.

Unter dem 25.02.2018 wandte sich der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers an die
Beklagte und machte geltend, der KlÃ¤ger habe mehrere ArbeitsunfÃ¤lle erlitten
und halte sich in einem rentenberechtigenden Rahmen fÃ¼r beeintrÃ¤chtigt. Die
Beklagte Ã¼bersandte die Akten der bei ihr gemeldeten UnfÃ¤lle (21.07.2009 â��
Innenmeniskus linkes Knie; 07.11.2009 â�� oberes Sprunggelenk [OSG] rechts;
27.04.2010 â�� OSG rechts, 21.02.2011 und 23.09.2011 â�� Nasenbeinfraktur;
11.02.2015 â�� Muskelriss Semitendinosus links) worauf der KlÃ¤ger um eine
gutachterliche KlÃ¤rung der Unfallfolgen bat.
Â 
Die Beklagte gab hierauf ein hals-nasen-ohrenÃ¤rztliches Gutachten bei Z1 in
Auftrag. Dieser stellte in seinem Gutachten vom 03.03.2019 nach einer
Untersuchung des KlÃ¤gers am 19.02.2019 eine Narbenbildung am NasenrÃ¼cken
sowie eine narbige Septumdeviation nach links mit geringer nasal-respiratorischer
Insuffizienz und eine Rhinitis sicca fest. Auf seinem Fachgebiet bestehe eine MdE
von 10 v.H. Eine Rhinomanometrie habe bei der Nativmessung ein
StrÃ¶mungsvolumen von rechts 378 ml/s und links von 279 ml/s ergeben. Die
weniger relevanten expiratorischen Werte hÃ¤tten rechts bei 417 ml/s und links bei
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301 ml/s gelegen. Wegen des nasalen Zyklus sei bei nicht abgeschwollenen
NasenschleimhÃ¤uten die Angabe eines Normbereiches nur fÃ¼r die Gesamtnase
sinnvoll. Dieser sei relativ variabel und betrage bei Erwachsenen inspiratorisch ca.
600-1000 ml/s bei MÃ¤nnern und geringfÃ¼gig mehr bei Frauen. Nach Abschwellen
mit Xylometazolin habe es rechts keine Verbesserung der in- und expiratorischen
Werte gegeben. Auf der linken Seite habe sich ein Anstieg auf 396 ml/s
inspiratorisch und 475 ml/s expiratorisch ergeben.
Â 
Die Beklagte holte eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme des N1 vom 23.04.2019
ein, welcher zu der EinschÃ¤tzung gelangte, dass der seitens des Gutachters
vorgenommenen EinschÃ¤tzung der MdE nicht gefolgt werden kÃ¶nne. Die
Septumdeviation sei nur teilweise, nÃ¤mlich linksseitig traumatischer Ursache. Eine
einseitige geringe EinschrÃ¤nkung der Nasenatmung begrÃ¼nde eine MdE von
unter 10 v.H.

Mit Bescheid vom 09.05.2019 lehnte die Beklagte die Bewilligung einer Rente
wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 21.01.2011 ab. Als Unfallfolge erkannte
sie eine geringfÃ¼gig eingeschrÃ¤nkte Nasenatmung linksseitig nach traumatischer
NasenscheidewandverkrÃ¼mmung nach links sowie Narben am NasengerÃ¼st
nach Nasenbeinfraktur mit Platzwunde am NasenrÃ¼cken an. Sie fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, eine einseitige geringe Nasenatmungsbehinderung links und die
kosmetisch nicht stÃ¶renden Narben begrÃ¼ndeten nach den medizinischen
Erfahrungswerten keine MdE in messbarem Grad.

Den hiergegen eingelegten Widerspruch wies die Beklagte unter BerÃ¼cksichtigung
einer weiteren beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des N1 mit
Widerspruchsbescheid vom 18.10.2019 zurÃ¼ck.

Mit weiterem Bescheid vom 09.05.2019 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer
Rente auch wegen der Folgen des Arbeitsunfalles vom 23.09.2011 ab. Als
Unfallfolge anerkannte sie eine ohne wesentliche Folgen ausgeheilte Nasenprellung.
Im Widerspruchsverfahren holte die Beklagte eine beratungsÃ¤rztliche
Stellungnahme vom 06.09.2019 bei N1 ein, der unter BerÃ¼cksichtigung des
vorgelegten RÃ¶ntgenbildes nebst Befund darauf hinwies, dass entgegen der
Angaben im Befundbericht das RÃ¶ntgenbild Frakturlinien im vorderen
Nasenbeinanteil und eine knÃ¶cherne Absprengung an der Nasenspitze zeige. Aus
diesen Unterlagen ergebe sich, dass bei dem zweiten Nasentrauma keine
frakturbedingte Verschiebung der knÃ¶chernen Nase eingetreten sei. Die
knÃ¶cherne Absprengung an der Nasenspitze sei wahrscheinlich das Resultat des
ersten Traumas. Den hiergegen eingelegten Widerspruch wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 18.10.2019 zurÃ¼ck.

Am 26.11.2019 hat der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers dem Sozialgericht
Mannheim (SG) in getrennten SchriftsÃ¤tzen die Klagen vom 21.11.2019 vorgelegt
und geltend gemacht, nach Mitteilung der BRAK und des Softwareanbieters seien
die Ã¼ber das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA) am 21.11.2019
Ã¼bermittelten Klagen nicht bei Gericht eingegangen. Wegen der versÃ¤umten
Klagefrist werde Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt. Er sei an der
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rechtzeitigen Einlegung unverschuldet wegen einer fehlerhaften Schnittstelle
zwischen beA und Anwaltsprogramm gehindert gewesen.

Mit Beschluss vom 03.01.2020 hat das SG die unter den Aktenzeichen S 13 U
3313/19 und S 13 U 3314/19 gefÃ¼hrten Klagen zur gemeinsamen Verhandlung
und Entscheidung verbunden und unter dem Aktenzeichen S 13 U 3313/19
fortgefÃ¼hrt.

In der Sache hat der KlÃ¤ger eine Verletztenrente im Rahmen eines
StÃ¼tzrententatbestands geltend gemacht und darauf hingewiesen, dass er bereits
am 06.03.2008 bei einer Klassenfahrt eine Unfallverletzung erlitten habe.
ZustÃ¤ndig sei die Unfallkasse Baden-WÃ¼rttemberg.
Â 
Die Beklagte ist den Klagen entgegengetreten und hat sich zur BegrÃ¼ndung auf
die AusfÃ¼hrungen in den angefochtenen Bescheiden und das Ergebnis der
medizinischen Ermittlungen gestÃ¼tzt.
Â 
Mit Gerichtsbescheid vom 23.06.2021 hat das SG die Klagen abgewiesen. Dem
KlÃ¤ger sei Wiedereinsetzung in die Klagefrist gemÃ¤Ã� Â§ 67 Abs. 1 SGG zu
gewÃ¤hren, weil er glaubhaft gemacht habe, die Klage unverschuldet nicht bereits
am 21.11.2019 fristgemÃ¤Ã� erhoben zu haben. Er habe durch den vorgelegten
Ausdruck glaubhaft gemacht, die Klage Ã¼ber das beA an diesem Tag an das SG
gesendet zu haben und in der Software die BestÃ¤tigung des Eingangs bei Gericht
erhalten zu haben. Er habe damit alles Erforderliche getan, um die Klage
fristgemÃ¤Ã� zu erheben. Dass diese Meldung wegen eines Problems mit der
VerschlÃ¼sselung (ausgelÃ¶st durch ein Softwareupdate) unzutreffend gewesen
sei, habe er nicht erkennen kÃ¶nnen.
Die Klage sei aber unbegrÃ¼ndet. Dem KlÃ¤ger stehe der geltend gemachte
Rentenanspruch nicht zu, weil die Folgen der ArbeitsunfÃ¤lle vom 21.01.2011 und
23.09.2011, jeweils fÃ¼r sich betrachtet, keine MdE von mindestens 10 v.H.
begrÃ¼ndeten, sodass es nicht darauf ankomme, ob die Folgen des Unfalls vom
06.03.2008 eine MdE von mindestens 10 v.H. begrÃ¼nden kÃ¶nnten. Die Beklagte
habe zutreffend entschieden, dass die Folgen keines der strittigen ArbeitsunfÃ¤lle
eine MdE von wenigstens 10 v.H. begrÃ¼nden. Die von der Beklagten als Folge des
Unfalls vom 21.01.2011 anerkannte einseitige geringe Nasenatmungsbehinderung
sei nicht so schwerwiegend, dass der Normalbereich verlassen werde, sodass eine
MdE von unter 10 v.H. plausibel sei. Z1 habe im Rahmen der Rhinomanometrie bei
der Nativmessung ein inspiratorisches StrÃ¶mungsvolumen von rechts 378 ml/s und
links von 279 ml/s gemessen. Der Gesamtwert von 657 ml/s liege im
Normalbereich. Nach dem Abschwellen habe er rechts einen geringfÃ¼gig
verbesserten inspiratorischen Wert von 396 ml/s gemessen und links keine
Verbesserung festgestellt. Da der Normalbereich nicht verlassen werde, sei eine
messbare MdE fernliegend, zumal auch der Unterschied zwischen beiden Seiten
nicht gravierend erscheine. Die nicht stÃ¶rende Narbenbildung wirke sich nicht
erhÃ¶hend aus. Dauerhafte Folgen des Unfalls vom 23.09.2011 ergÃ¤ben sich aus
den medizinischen Ermittlungen der Beklagten nicht. Dies kÃ¶nne jedoch letztlich
dahinstehen, weil Z1 den Gesamtzustand der Nase des KlÃ¤gers viele Jahre nach
den strittigen UnfÃ¤llen begutachtet habe und dabei keinen Gesamtzustand
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festgestellt habe, der eine MdE um 10 v.H. begrÃ¼nde.

Gegen den am 29.06.2021 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am
29.07.2021 Berufung zum Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg
eingelegt und zur BegrÃ¼ndung auf das von Z1 am 03.03.2019 erstellte Gutachten
verwiesen, das unfallbedingt eine MdE von 10 v. H. bescheinige. Statt die
Begutachtung des SachverstÃ¤ndigenzeugen zu Ã¼bernehmen, habe das SG die
Messungen und persÃ¶nliche Befundung des Z1 â��Ã¼bergangenâ�� und stÃ¼tze
seine Entscheidung bezÃ¼glich der beiden hier nach der Verfahrensverbindung
gemeinsam abzuurteilenden UnfÃ¤lle auf eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme
des N1. Dieser habe jedoch lediglich nach Aktenlage ein Parteigutachten fÃ¼r die
Beklagte erstellt. Den KlÃ¤ger habe er selbst nie persÃ¶nlich untersucht.

Der KlÃ¤ger beantragt zuletzt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Mannheim und den Bescheid vom
09.05.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.10.2019 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, ihm aufgrund der UnfÃ¤lle vom 21.01.2011 und
vom 23.09.2011 mit einer MdE von jeweils mindestens 10 v. H. auf Dauer â�� in
Verbindung mit einem weiteren Unfall (StÃ¼tzrententatbestand) vom 04.02.2022
(Aktenzeichen 00 M 2008 / U054035 UKBW Unfallkasse Baden â�� WÃ¼rttemberg)
â�� eine Verletztenrente nach einer MdE von mindestens 20 v.H. spÃ¤testens seit
dem 23.09.2011 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
Â 
Sie ist der Berufung entgegengetreten und hat ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger sich
infolge des Arbeitsunfalls vom 21.01.2011 eine Nasenbeinfraktur, eine Platzwunde
am NasenrÃ¼cken und eine SchÃ¤delprellung zugezogen habe, die keine MdE in
messbarem Grade begrÃ¼nde. Infolge des Arbeitsunfalls vom 23.09.2011 habe er
sich lediglich eine Nasenprellung zugezogen, die ebenfalls keine MdE in messbarem
Grade begrÃ¼nde. Entgegen den AusfÃ¼hrungen des BevollmÃ¤chtigten habe der
Gutachter Z1 den Zustand der Nase nach beiden Nasentraumata insgesamt mit 10
v.H. eingeschÃ¤tzt.

Am 28.09.2021 hat der Berichterstatter des Senats mit den Beteiligten einen
ErÃ¶rterungstermin durchgefÃ¼hrt. Auf die Niederschrift vom selben Tag wird
insoweit verwiesen.

Der KlÃ¤ger hat ein Schreiben der Unfallkasse Baden-WÃ¼rttemberg vom
14.02.2022 vorgelegt, wo es heiÃ�t, dass in AusfÃ¼hrung des vor dem Sozialgericht
Mannheim (AZ: S 2 U 3088/20) am 04.02.2022 geschlossenen Vergleichs wegen der
Folgen des Arbeitsunfalles vom 06.03.2008 ab diesem Tage eine MdE von 10 v.H.
festgestellt werde.

Der Senat hat die Akten des SG im Verfahren S 2 U 3088/20 beigezogen. Im
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Protokoll Ã¼ber die mÃ¼ndliche Verhandlung vom 04.02.2022 ist folgender
Vergleich festgehalten:

â��1. Die Beklagte stellt beim KlÃ¤ger wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 6.
MÃ¤rz 2008 die MdE mit 10 v. H. ab diesem Tag fest.
2. Die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers werden von der Beklagten dem
Grunde nach zur HÃ¤lfte erstattet.
3. Die Beteiligten erklÃ¤ren den Rechtsstreit fÃ¼r erledigt.â��

Die Beklagte hat weiterhin daran festgehalten, dass die streitgegenstÃ¤ndlichen
UnfÃ¤lle jeweils einzeln keine MdE von 10 v.H. rechtfertigen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die beigezogenen Akten der Beklagten
sowie auf die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Senat konnte gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, nachdem sich die Beteiligten hiermit
einverstanden erklÃ¤rt hatten.

Die form- und fristgemÃ¤Ã� eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig.
BerufungsausschlieÃ�ungsgrÃ¼nde nach Â§ 144 SGG liegen nicht vor. Die Berufung
ist jedoch unbegrÃ¼ndet.
Â 
Gegenstand des Rechtsstreits sind neben der Entscheidung des Sozialgerichts
(Gerichtsbescheid vom 23.06.2021) die Bescheide vom 09.05.2019 in Gestalt der
Widerspruchsbescheide vom 18.10.2019, mit denen die Beklagte in getrennten
Verfahren ArbeitsunfÃ¤lle des KlÃ¤gers vom 21.01.2011 und 23.09.2011
anerkannte, die GewÃ¤hrung einer Rente aber ablehnte. Gegen die Ablehnung der
Rente wegen der Folgen der beiden ArbeitsunfÃ¤lle richtet sich der
zulÃ¤ssigerweise mit einer Anfechtungs- und Leistungsklage zu verfolgende
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Verletztenrente nach einer MdE von (jeweils)
wenigstens 10 v.Â H. im Sinne eines StÃ¼tzrententatbestandes gemÃ¤Ã� Â§ 56
Abs. 1 Satz 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII). Der geltend gemachte
StÃ¼tzrententatbestand ist dabei BegrÃ¼ndungselement fÃ¼r ein Begehren auf
GewÃ¤hrung einer Rente nach einer MdE um 10 v.H. (vgl. Â§ 56 Abs. 1 Satz 2 und 3
SGB VII), weshalb auf Leistung zu klagen ist.

Die Klagen sind zulÃ¤ssig, insbesondere fristgerecht erhoben, nachdem das SG
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewÃ¤hrt hat. Hieran ist der Senat
gemÃ¤Ã� Â§ 202 Satz 1 i.V.m. Â§Â§ 512, 557 Abs.Â 2 Zivilprozessordnung
gebunden (Meyer-Ladewig/Keller/Schmidt SGG/Keller, 14. Aufl. 2023, SGG Â§ 67 Rn.
19).
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Zu Recht haben die Beklagte und das SG entschieden, dass der KlÃ¤ger keinen
Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen der von der Beklagten
anerkannten ArbeitsunfÃ¤lle hat. Ein Rentenanspruch steht dem KlÃ¤ger aufgrund
der hier vorliegenden Folgen der ArbeitsunfÃ¤lle vom 21.01.2011 und 23.09.2011
nicht zu, da keiner der beiden UnfÃ¤lle eine MdE um 10 v.H. erreicht. Damit kommt
es auf die stÃ¼tzende MdE, die sich aus dem zwischen dem KlÃ¤ger und der
Unfallkasse Baden-WÃ¼rttemberg geschlossenen Vergleich und der bindenden
Feststellung einer MdE um 10 v.H. wegen der Folgen eines Arbeitsunfalles vom
06.03.2008 ergibt, nicht an.

Materiell-rechtliche Anspruchsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer
Verletztenrente ist Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII. Danach haben Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls (Â§Â§ 8, 9 SGB VII) Ã¼ber die 26.
Woche nach dem Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20 v.H. gemindert ist,
Anspruch auf Rente. Ist die ErwerbsfÃ¤higkeit infolge mehrerer VersicherungsfÃ¤lle
gemindert und erreichen die VomhundertsÃ¤tze zusammen wenigstens die Zahl 20,
besteht fÃ¼r jeden, auch fÃ¼r einen frÃ¼heren Versicherungsfall, Anspruch auf
Rente (Â§ 56 Abs. 1 Satz 2 SGBÂ VII). Die MdE wird fÃ¼r jeden Versicherungsfall
gesondert bewertet, es wird â�� im Unterschied zu der Situation bei mehreren
GesundheitsschÃ¤den infolge eines Versicherungsfalls -, keine Gesamt-MdE
gebildet. Bedingt ein Versicherungsfall lediglich eine MdE unter 10 v.H., so bleibt er
auÃ�er Betracht; denn eine MdE unter 10 v.H. ist als nicht messbar anzusehen (Â§
56 Abs. 1 Satz 3 SGB VII, vgl. BSG, 07.12.1976 â�� 8 RU 14/76 -, BSGE 43, 53). Eine
Rente wird von dem Tag an gezahlt, der auf den Tag folgt, an dem der Anspruch auf
Verletztengeld endet (Â§ 72 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII).

VersicherungsfÃ¤lle sind gemÃ¤Ã� Â§Â 7 Abs. 1 SGB VII ArbeitsunfÃ¤lle und BKen.
ArbeitsunfÃ¤lle sind gemÃ¤Ã� Â§Â 8 Abs. 1 SGB VII UnfÃ¤lle von Versicherten in
Folge einer den Versicherungsschutz nach den Â§Â§Â 2, 3 oder 6 begrÃ¼ndenden
TÃ¤tigkeit, wobei UnfÃ¤lle zeitlich begrenzte, von auÃ�en auf den KÃ¶rper
einwirkende Ereignisse sind, die zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tod
fÃ¼hren (Â§Â 8 Abs. 1 SatzÂ 2 SGB VII).

Die MdE richtet sich nach dem Umfang der sich aus der BeeintrÃ¤chtigung des
kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens ergebenden verminderten
ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens (Â§ 56 Abs. 2
Satz 1 SGB VII). Um das Vorliegen der MdE beurteilen zu kÃ¶nnen, ist zunÃ¤chst zu
fragen, ob das aktuelle kÃ¶rperliche oder geistige LeistungsvermÃ¶gen
beeintrÃ¤chtigt ist. In einem zweiten Schritt ist zu prÃ¼fen, ob und in welchem
Umfang dadurch die ArbeitsmÃ¶glichkeiten der versicherten Person auf dem
gesamten Gebiet des Erwerbslebens vermindert werden. Entscheidend ist, in
welchem AusmaÃ� Versicherte durch die Folgen des Versicherungsfalls in ihrer
FÃ¤higkeit gehindert sind, zuvor offenstehende ArbeitsmÃ¶glichkeiten zu ergreifen
(vgl. SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Aufl.
2017, S. 123). Die Bemessung des Grades der MdE erfolgt als Tatsachenfeststellung
des Gerichts, die dieses gemÃ¤Ã� Â§ 128 Abs. 1 Satz 1 SGG nach seiner freien, aus
dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Ã�berzeugung trifft (vgl. BSG,
Urteil vom 18.01.2011 â�� B 2 U 5/10 R -, SozR 4-2700 Â§ 200 Nr. 3, Rz. 16 m. w.
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N.). Dies gilt fÃ¼r die Feststellung der BeeintrÃ¤chtigung des LeistungsvermÃ¶gens
des Versicherten ebenso wie fÃ¼r die auf der Grundlage medizinischer und
sonstiger ErfahrungssÃ¤tze Ã¼ber die Auswirkungen bestimmter kÃ¶rperlicher oder
seelischer BeeintrÃ¤chtigungen zu treffende Feststellung der ihm verbliebenen
ErwerbsmÃ¶glichkeiten (BSGÂ SozR 4-2700 Â§ 56 Nr. 2; BSGÂ SozR 3-2200 Â§ 581
Nr. 8, S. 36 m.w.N.). Ã�rztliche MeinungsÃ¤uÃ�erungen darÃ¼ber, inwieweit
derartige BeeintrÃ¤chtigungen sich auf die ErwerbsfÃ¤higkeit auswirken, sind eine
wichtige und vielfach unentbehrliche Grundlage fÃ¼r die richterliche SchÃ¤tzung
der MdE, vor allem soweit sie sich darauf beziehen, in welchem Umfang die
kÃ¶rperlichen und geistigen FÃ¤higkeiten des Verletzten durch die Unfallfolgen
beeintrÃ¤chtigt sind (BSGÂ SozR 2200 Â§ 581 Nr. 22, 23;Â BSGE 82, 212Â =Â SozR
3-2200 Â§ 581 Nr. 5). Erst aus der Anwendung medizinischer und sonstiger
ErfahrungssÃ¤tze Ã¼ber die Auswirkungen bestimmter kÃ¶rperlicher oder
seelischer BeeintrÃ¤chtigungen auf die verbliebenen ArbeitsmÃ¶glichkeiten des
Betroffenen auf dem Gesamtgebiet des Erwerbslebens und unter
BerÃ¼cksichtigung der gesamten UmstÃ¤nde des Einzelfalles kann die HÃ¶he der
MdE geschÃ¤tzt werden (BSGÂ SozR 3-2200 Â§ 581 Nr. 8). Die zumeist in
jahrzehntelanger Entwicklung von der Rechtsprechung sowie dem
versicherungsrechtlichen und versicherungsmedizinischen Schrifttum
herausgearbeiteten ErfahrungssÃ¤tze sind deshalb bei der Beurteilung der MdE zu
beachten; sie sind zwar nicht fÃ¼r die Entscheidung im Einzelfall bindend, bilden
aber die Grundlage fÃ¼r eine gleiche, gerechte Bewertung der MdE in zahlreichen
ParallelfÃ¤llen der tÃ¤glichen Praxis und unterliegen einem stÃ¤ndigen Wandel
(BSG a.a.O.; BSG Urteil vom 22.06.2004 â��Â B 2 U 14/03 RÂ â��Â SozR 4-2700 Â§
56 Nr. 1). Die Erfahrungswerte bilden in der Regel die Basis fÃ¼r einen Vorschlag,
den der medizinische SachverstÃ¤ndige zur HÃ¶he der MdE unterbreitet, sie sind
aber nicht fÃ¼r die Entscheidung im Einzelfall bindend (BSGÂ SozR 2200 Â§ 581 Nr.
23Â und 27;Â BSGE 82, 212Â =Â SozR 3-2200 Â§ 581 Nr. 5; BSGÂ SozR 3-2200 Â§
581 Nr. 8; BSG, Urteil vom 18.03.2003 â��Â B 2 U 31/02 RÂ -;Â BSGE 93, 63
Â =Â SozR 4-2700 Â§ 56 Nr.Â 1). Die Feststellung der HÃ¶he der MdE als
tatsÃ¤chliche Feststellung erfordert stets die WÃ¼rdigung der hierfÃ¼r
notwendigen Beweismittel im Rahmen freier richterlicher BeweiswÃ¼rdigung
gemÃ¤Ã�Â Â§ 128 Abs. 1 Satz 1 SGGÂ (BSG, Urteil vom 13.09.2005 â��Â B 2 U 4/04
RÂ â�� juris, m. H. auf BSG,Â SozR 3-2200 Â§ 581 Nr. 8; Urteil vom
18.03.2003Â a.a.O.).

Die Festsetzung der MdE setzt damit voraus, dass der jeweilige Versicherungsfall
eine BeeintrÃ¤chtigung des LeistungsvermÃ¶gens hervorgerufen hat, entweder
durch einen unfallbedingten Gesundheitserst- oder einen damit im
Ursachenzusammenhang stehenden Gesundheitsfolgeschaden.

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen stellt der Senat zunÃ¤chst fest, dass ein
Versicherungsfall bzw. VersicherungsfÃ¤lle der gesetzlichen Unfallversicherung
vorliegen, die die Beklagte mit der Anerkennung als Arbeitsunfall in den
angefochtenen Bescheiden jeweils fÃ¼r das Ereignis vom 21.01.2011 und
23.09.2011 getrennt auch festgestellt hat.

Bezogen auf den Unfall vom 21.01.2019 stellt der Senat fest, dass sich der KlÃ¤ger
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hierbei nach dem Durchgangsarztbericht vom 24.01.2011 (Ã¼ber die Untersuchung
am Unfalltag) eine Fraktur des Nasenbeins im Bereich des distalen Drittels, eine
Platzwunde am NasenrÃ¼cken und eine SchÃ¤delprellung zugezogen hat. S1 teilte
unter dem 24.01.2011 mit, die genÃ¤hte Wunde sei mit einem Steristripverband
verschlossen worden, sie sei ersichtlich reizlos bei noch vorhandener Schwellung
der Nervenwurzel und leichter Schiefstellung. Die Nasenatmung sei erschwert, fÃ¼r
den Alltag bestehe keine relevante EinschrÃ¤nkung, eine Teilnahme am
Zweitligaspiel am 22.01.2011 sei aber so nicht mÃ¶glich gewesen. Im Bericht von
H1, StÃ¤dtisches Klinikum K3, wird bei einer Nachuntersuchung eine Ã¤uÃ�erlich
versorgte Platzwund, Steristripverband, reizlos, und eine Septumdeviation nach
links angegeben. Am 26.01.2011 hat der KlÃ¤ger mit Gesichtsmaske wieder am
Trainingsbetrieb teilgenommen. Weitere Befunderhebungen sind nicht
dokumentiert. Ohne Zweifel ist auch die traumatische
NasenscheidewandverkrÃ¼mmung nach links Folge der Fraktur des Nasenbeins
und damit des Unfalles vom 21.01.2019. Diese ist von der Beklagten im
angefochtenen Bescheid auch anerkannt worden.

Die gutachterliche Untersuchung bei Z1 am 19.02.2019, dessen Gutachten der
Senat im Wege des Urkundsbeweises verwertet, hat festgestellt, dass eine
Nasenbeinreposition nicht erforderlich gewesen ist, weil die Nase gerade gewesen
sei. Der KlÃ¤ger klagte Ã¼ber hÃ¤ufiges Nasenbluten links und einer
EinschrÃ¤nkung der Nasenatmung links bei freier Atmung rechts. Er habe keine
Beschwerden von Seiten der NasennebenhÃ¶hle, keine Allergien und auch keine
GefÃ¼hlsstÃ¶rungen im Gesichtsbereich, gehÃ¤ufte Infekte seien nicht aufgetreten
und BlutgerinnungsstÃ¶rungen nicht bekannt, es bestÃ¼nden auch keine
EinschrÃ¤nkungen von Riechen und Schmecken. Die kÃ¶rperliche Untersuchung
bestÃ¤tigte die Angaben des KlÃ¤gers. Danach ergab sich fÃ¼r das Schmeck- und
RiechvermÃ¶gen kein pathologischer Befund, die KieferhÃ¶hlen und StirnhÃ¶hlen
waren beidseits frei belÃ¼ftet, Schleimhautschwellungen und Sekretspiegel nicht
feststellbar. Der Befund ergab eine gerade Ã¤uÃ�ere Nase ohne Druckschmerz
Ã¼ber dem knÃ¶chernen NasengerÃ¼st, eine umschriebene Narbenverdickung am
NasenrÃ¼cken rechts, eine kleine atrophische Narbe linksseitig. Endonasal fand
sich eine groÃ�e knÃ¶cherne Bodenleiste im rechten Nasengang, ferner konnte eine
ausgeprÃ¤gte knorpelige Septumdeviation nach links mit horizontal verlaufender
narbiger Knickbildung/Schleimhautnarben im aufgelagerten Krusten und geringen
Blutanteilen festgestellt werden. Funktionell beschrieb Z1 ein inspiratorisches
StrÃ¶mungsvolumen von rechts 378 ml/s, links von 279 ml/s und ein (als weniger
relevant beschriebenes) exspiratorische StrÃ¶mungsvolumen von rechts 417 ml/s
und links 301 ml/s. Er wies darauf hin, dass bei nicht abgeschwollenen
NasenschleimhÃ¤uten die Angabe eines Normbereichs nur fÃ¼r die Gesamtnase
sinnvoll sei, dieser relativ variabel sei und bei Erwachsenen inspiratorisch bei ca.
600 bis 1000 ml/s, bei MÃ¤nnern geringfÃ¼gig mehr als bei Frauen, liege. Nach
Abschwellen habe sich rechts keine Verbesserung der Werte ergeben, links ein
Anstieg auf 396 ml/s inspiratorisch und auf 475 ml/s exspiratorisch. Z1 bewertet die
EinschrÃ¤nkung der Nasenatmung strÃ¶mungsmechanisch als nur â��gering
ausgeprÃ¤gtâ�� und bewertet die MdE mit 10 v.H. unter BerÃ¼cksichtigung der am
NasenrÃ¼cken deutlich sichtbaren Narben.
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Dem vermag sich der Senat indes nicht anzuschlieÃ�en. Insoweit ist festzuhalten,
dass aufgrund der traumatischen Septumdeviation nur eine einseitige
Nasenatmungsbehinderung besteht, die bei der gebotenen Gesamtbetrachtung
keine wesentliche EinschrÃ¤nkung der Nasenatmung bewirkt, was sich aus der
Addition der Einzelwerte fÃ¼r das inspiratorische StrÃ¶mungsvolumen von rechts
378 ml/s und links von 279 ml/s ergibt. Mit einem Gesamtwert von 657 ml/s liegt die
ausgemessene Nasenatmung noch im Bereich des Normalwertes, weshalb der
Senat eine signifikante EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit nicht festzustellen
vermag. Dies gilt umso mehr, als mÃ¶gliche Begleitfolgen wie Riech- und
SchmeckbeeintrÃ¤chtigung, gehÃ¤ufte InfektanfÃ¤lligkeit und
NasennebenhÃ¶hlenverÃ¤nderungen auch acht Jahre nach dem Unfall (bezogen auf
die gutachterliche Untersuchung) nicht bestehen. Weder zusammen noch fÃ¼r sich
allein betrachtet vermÃ¶gen die zwar als deutlich sichtbar, aber nicht als
kosmetisch stÃ¶rend oder entstellend wirkend beschriebenen Narben eine andere
Beurteilung zu rechtfertigen. Nur letzteren kÃ¤men Auswirkungen auf die
Erwerbschancen im Berufsleben zu und mÃ¼ssten im Rahmen der MdE
berÃ¼cksichtigt werden.

Ã�ber den Unfall vom 23.09.2011 hat zunÃ¤chst der Mannschaftsarzt S1 berichtet
und von einem Schlag auf die Nase nach einem Ellenbogencheck eines
Gegenspielers berichtet. Im Befund vom 18.10.2011 wird Ã¼ber eine
oberflÃ¤chliche SchÃ¼rfung der Nase, einem Druckschmerz Ã¼ber Nasenbein und
Nasenwurzel ohne Hinweis auf InstabilitÃ¤t, ohne wesentliche BeeintrÃ¤chtigung
der Nasenatmung und ohne Nasenbluten berichtet. In einem Schreiben an die
Beklagte unter dem 18.10.2011 werden von S1 Schmerzen im Bereich der Nase mit
zunehmender Atembehinderung linksseitig wiedergegeben und eine im
Seitenvergleich behinderte Nasenatmung links, ein Druckschmerz im Bereich der
Nasenwurzel bei unauffÃ¤lligem Hautmantel und ohne klinische InstabilitÃ¤t
angegeben. Weitere Befunde und EinschrÃ¤nkungen sind nicht aktenkundig
geworden. Soweit S1 den RÃ¶ntgenbefund im Bericht vom 18.10.2011 mit
â��knÃ¶cherner Absprengung im Bereich der Nasenwurzel/Nasenbeinâ��
wiedergibt und N1 in seiner beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 06.09.2019
nach Einsichtnahme in das RÃ¶ntgenbild zu dem Ergebnis kam, es zeige
Frakturlinien im vorderen Nasenbeinanteil und eine knÃ¶cherne Absprengung an
der Nasenspitze, nicht im Bereich der Nasenwurzel, ergibt sich fÃ¼r die hier zu
klÃ¤rende Frage einer MdE wegen der Folgen dieses Unfalles kein anderer
Gesichtspunkt. Nach dem Gutachten von Z1 beruhen die EinschrÃ¤nkungen der
Nasenatmung und damit die funktionell zu berÃ¼cksichtigenden Unfallfolgen in der
Septumdeviation nach links. Diese ist nicht Folge des Unfalles vom 23.09.2011.
FÃ¼r eine Mitbeteiligung fehlt es insoweit zudem an AnknÃ¼pfungstatsachen,
zumal S1 keine Hinweise auf eine InstabilitÃ¤t als Zeichen einer Fraktur
beschrieben hat und auch Z1 die Auffassung vertrat, nachfolgende (gemeint: die
UnfÃ¤lle nach dem vom 21.01.2011) geringere Nasenprellungen hÃ¤tten zu keiner
wesentlichen weiteren VerÃ¤nderung gefÃ¼hrt. Somit ist die Beklagte zu Recht von
einer ausgeheilten Nasenprellung als Folge dieses Unfalles ausgegangen. Mangels
hierauf zurÃ¼ckzufÃ¼hrender EinschrÃ¤nkungen der ErwerbsfÃ¤higkeit ist auch
keine MdE um wenigstens 10 v.H. festzustellen.
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Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 04.10.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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